
 
Unterrichtung 
durch den Präsidenten des Landtags  
betreffend Beschlüsse der Konferenz der Präsidentinnen  
und Präsidenten der deutschen Landesparlamente 
hier:  
Konferenz am 17. und 18. Mai 2004 in Quedlinburg (Sachsen-Anhalt) 
 
 
 
Seit November 2003 beschäftigt sich die Kommission zur Modernisierung 
der bundesstaatlichen Ordnung mit der Frage, wie der deutsche Föderalis-
mus zu reformieren sei. Die deutschen Landesparlamente sind in dieser 
Kommission durch insgesamt sechs Landtagsabgeordnete vertreten, die an 
den Sitzungen als beratende Mitglieder mit Rede- und Antragsrecht teilneh-
men. Die Befassung mit dieser Reformdiskussion war ein Schwerpunkt der 
Konferenz. Unter anderem hierzu, wie auch zum Entwurf eines Vertrages 
über eine Verfassung für Europa, wurden die nachfolgend wiedergegebenen 
Beschlüsse (Anlagen 1 bis 6) gefasst. Gleichzeitig leite ich Ihnen die Positi-
onen der Präsidenten der Landtage in der Kommission von Bundestag und 
Bundesrat zur Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung, "Neuordnung 
der Gesetzgebungskompetenzen zwischen Bund und Ländern" (Anlage 7), 
das Positionspapier der Fraktionsvorsitzenden der Landtage in der Födera-
lismuskommission, "Die Reform des Föderalismus" (Anlage 8), sowie das 
Positionspapier der Ministerpräsidenten, "Föderalismusreform" (Anlage 9), 
zu, die ebenfalls Grundlage für eine Debatte über dieses Thema im Hessi-
schen Landtag sein könnten. 
 
Wiesbaden, 30. Juni 2004 

Kartmann 
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Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente haben auf ihrer Konferenz vom 17./18. Mai 2004 in Qued-
linburg folgenden Bericht zur Kenntnis genommen:

Haushaltsreform und Budgetrecht des Parlaments –
bisherige Erfahrungen und Konsequenzen für die Haushaltsaufstellung sowie die Steuerung und Kontrolle des Vollzugs

Bericht der Arbeitsgruppe „Budgetrecht der Parlamente“

Die Landtagsdirektorenkonferenz hat in ihrer Sitzung im Mai 2003 in Sankelmark die Arbeitsgruppe „Budgetrecht der Parlamente“
erneut eingesetzt und beauftragt, entsprechend dem Beschluss der Präsidentenkonferenz zur Reform des Haushaltsrechts vom Mai
2000 die Erfahrungen mit der Haushaltsreform in Bund und Ländern, insbesondere die Bewährung der neuen Steuerungs- und Kon-
trollinstrumente in der Praxis, auszuwerten und der Präsidentenkonferenz zu berichten. Dabei sollte insbesondere auch auf die sich
aus der Haushaltsreform für das Budgetrecht der Parlamente ergebenden Konsequenzen bei der Haushaltsaufstellung sowie bei der
Steuerung und Kontrolle des Haushaltsvollzugs eingegangen werden.

Die Arbeitsgruppe tagte unter der Federführung des Landtags Rheinland-Pfalz. Arbeitsgrundlage war das Ergebnis einer Umfrage
zum Stand der Haushaltsreformen unter allen deutschen Parlamenten. Ferner konnte die Arbeitsgruppe namhafte Abgeordnete der
Landtage Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen1) sowie Herrn Prof. Hermann Hill, DHV Speyer, zu Vorträgen gewinnen. Erst-
mals nahm ein Vertreter der Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der Rechnungshöfe als Beobachter an den Beratungen
der Arbeitsgruppe teil. Damit sollte der Bedeutung der Prüfungsergebnisse der Rechnungshöfe für die parlamentarische Budget-
kontrolle und für die Einschätzung der Ergebnisse der bisherigen Reformschritte Rechnung getragen werden.

Die Konferenz der Landtagsdirektoren beriet im März 2004 über den Bericht der Arbeitsgruppe. Sie legt ihn in folgender Form der
Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente vor.

A. Haushaltsreform und Budgetrecht

Bund und Länder haben seit Ende der 90er Jahre ihr Haushaltsrecht an das geänderte Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) angepasst.
Die Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente sah in diesem Prozess in ihrer Entschließung
zur Reform des Haushaltsrechts vom Mai 2000

„die Chance zur umfassenden Reform des Haushaltsrechts mit dem Ziel, öffentliche Mittel wirtschaftlicher und effektiver ein-
zusetzen, ein stärkeres Kostenbewusstsein bei allen Verantwortlichen zu schaffen und auf diese Weise dem verfassungsrechtlichen
Gebot der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit mehr als bisher Rechnung zu tragen.“ 

Die Länder haben in den Haushaltsordnungen, in den Haushaltsgesetzen und -plänen in unterschiedlichem Ausmaß und in unter-
schiedlicher Art und Weise von den Möglichkeiten einer flexibleren Haushaltsführung durch vereinfachte Übertragbarkeit und
Deckungsfähigkeit, der leistungsbezogenen Planaufstellung und -bewirtschaftung sowie dem Einsatz betriebswirtschaftlich orien-
tierter Instrumente wie der Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) und der (zusätzlichen) Buchführung nach kaufmännischen
Grundsätzen Gebrauch gemacht.
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Die Parlamente haben diesen Prozess begleitet, indem sie ihn beispielsweise in Enquete-Kommissionen oder sonstigen besonderen
Gremien thematisiert, mit Unterstützung der Rechnungshöfe und externen Sachverstands beraten und zum Gegenstand von Ent-
schließungen gemacht haben. Zum Teil haben die Parlamente den Reformprozess auch selbst angeregt. Ziel der Reformen ist es,
Wirtschaftlichkeit, d. h. Effizienz und Effektivität der Verwaltung zu erhöhen. Ihre Leistungen sollen wirtschaftlich, kostentrans-
parent und wirkungsorientiert erbracht werden. Die Parlamente waren und sind sich gleichzeitig der Gefahren bewusst, die von
der Flexibilisierung der Haushaltswirtschaft, insbesondere von der Erleichterung der Deckungsfähigkeit und Übertragbarkeit von
Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für das verfassungsrechtliche Budgetrecht der Parlamente, für das Gebot der Jähr-
lichkeit, der Spezialität, der Haushaltsklarheit und der Transparenz sowie für die Wirksamkeit der Kontrolle durch Parlamente und
Rechnungshöfe ausgehen. In dem Reformprozess geht es deshalb auch darum, ein Mehr an Eigenverantwortung der Exekutive, um
gesetzte Ziele durch den Einsatz öffentlicher Mittel zu erreichen, mit geeigneten Instrumenten der Steuerung und Kontrolle zu kom-
binieren, die die Verantwortlichkeit der Exekutive gegenüber dem Parlament, die Transparenz des Ausgabeverhaltens und die Rech-
te der Rechnungshöfe sichern oder sogar effektiver als bisher gestalten können (vgl. die Entschließung der Präsidentenkonferenz
zur „Reform des Haushaltsrechts“ vom Mai 2000). 

B. Änderungen der Kameralistik und Budgetrecht

Die Flexibilisierung der Haushaltswirtschaft durch Budgetierung sowie durch erleichterte Deckungsfähigkeit und Übertragbarkeit
von Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen hat sich in der Praxis vielfach bewährt, insbesondere um in Zeiten knapper Mittel
Produktivitätsreserven auszuschöpfen und die Eigeninitiative und -verantwortung der Verwaltung zu fördern.

Damit die Verwaltung diese Instrumente sinnvoll nutzen und die Exekutive ihre politische Verantwortlichkeit gegenüber dem Par-
lament wahrnehmen kann, sind wirksame verwaltungsinterne Informationssysteme notwendig.

Die Flexibilisierung kann gleichzeitig – gerade wenn sie zu umfangreichen Budgets oder aufgabenübergreifenden „Deckungskreisen“
kulminiert und immer größere Haushaltsreste übertragen werden –, die Grundsätze der Spezialität, der Jährlichkeit und der Haus-
haltstransparenz und damit auch das Budgetrecht des Parlaments beeinträchtigen. Vor- und Nachteile von Flexibilisierungsmaß-
nahmen sollen deshalb zunächst abgewogen werden. Zusammen mit einer Flexibilisierung sollten gegebenenfalls Steuerungs- und
Kontrollinstrumente eingeführt werden, die geeignet sind, Beeinträchtigungen des Budgetrechts zu kompensieren.

Eines der Mittel der Parlamente, um diesen Beeinträchtigungen zu begegnen, ist die Einführung eines Berichtswesens, das – auch
unterjährig – für das Parlament relevante und verwertbare Informationen über den Haushaltsvollzug, den Mittelabfluss und die Er-
reichung gesetzter Ziele liefert. Ein solches Berichtswesen schafft Transparenz und ermöglicht politische Reaktionen des Parlaments
und Konsequenzen bei der Festlegung des nächsten Haushalts. 

Daneben können Entscheidungen der Exekutive zum Haushaltsvollzug stärker unter Parlamentsvorbehalt gestellt werden. Außer
durch Haushaltssperren kann dies etwa dadurch geschehen, dass die Inanspruchnahme von Deckungsfähigkeiten oder der Über-
tragbarkeit von Mitteln oberhalb bestimmter Grenzen der parlamentarischen Freigabe bedarf, und dass sich das Parlament bei einer
mißbräuchlichen Zielabweichung die Einschränkung oder Streichung von Deckungsfähigkeit und Übertragbarkeit im Einzelfall
vorbehält. Eine derartige parlamentarische Mitwirkung im Haushaltsvollzug darf jedoch im Hinblick auf den Grundsatz der Ge-
waltenteilung nicht die Eigenverantwortung der Exekutive im Haushaltsvollzug sowie die Steuerungsfunktion des Haushalts er-
setzen.

Als weiteres geeignetes Mittel kommt die leistungsbezogene Planaufstellung und -bewirtschaftung im Sinne des § 6 a HGrG in Frage.
Dieses Instrument hat auf Landesebene unterschiedliche gesetzliche Ausprägungen erfahren. Mit ihm können Titel aufgabenbezogen
zusammengefasst statt über Deckungsfähigkeiten verbunden werden. Zielvorgaben machen gleichzeitig deutlich, welche Aufgaben,
Leistungen, Produkte oder Wirkungen mit den zur Verfügung gestellten Mitteln erreicht werden sollen. Die leistungsbezogene Plan-
aufstellung und -bewirtschaftung verbindet so die Vorteile der Flexibilisierung mit neuer, zielorientierter Steuerung und Kontrolle
und entsprechender Transparenz.

Zielvorgaben des Parlaments gegenüber der Regierung sollten durch Festlegungen im Haushaltsplan abgebildet werden, die regel-
mäßig von der Regierung dem Parlament im Haushaltsentwurf vorgelegt und vom Parlament – ggf. nach Änderungen und Ergän-
zungen – beschlossen werden.

Auch im Rahmen der kameralen Veranschlagung können darüber hinaus – meist ohne Beeinträchtigungen des Budgetrechts – Fach-
und Finanzverantwortung stärker zusammengeführt werden (Beispiel: dezentrale Veranschlagung von Personalausgaben) und Zu-
kunftsbelastungen abgebildet werden (Beispiel: Pensionsfonds).

C. Betriebswirtschaftlich orientierte Instrumente und Budgetrecht

Betriebswirtschaftlich orientierte Haushaltsinstrumente müssen sich im Rahmen des gegenwärtigen Haushalts-Verfassungsrechts
und des HGrG bewegen.

Kaufmännische Buchführung und Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) sind in erster Linie Mittel zur verwaltungsinternen Steue-
rung und Kontrolle. Sie können dazu beitragen, Investitionen und Werteverzehr transparenter darzustellen.

Aus Sicht des Parlaments ist die Einführung kaufmännischer Buchführung bzw. KLR in Verwaltungen zu begrüßen, soweit sie da-
zu beitragen, die Wirtschaftlichkeit der Verwaltung zu erhöhen. Dabei sind Kosten und Nutzen dieser Instrumente gegeneinander
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abzuwägen. Nach § 33 a HGrG ist kaufmännische Buchführung nur zusätzlich zur kameralen Buchführung möglich, was die Mög-
lichkeit ihres wirtschaftlichen Einsatzes beschränkt.

Kaufmännische Buchführung und KLR allein ersetzen nicht die herkömmlichen Steuerungs- und Kontrollinstrumente, insbesondere
nicht die nach geltendem Recht weiterhin zu erstellende Haushaltsrechnung. Für die parlamentarische Steuerung und die Infor-
mation der Öffentlichkeit sind die kaufmännische Buchführung und KLR dann von Bedeutung, wenn sich aus ihnen zusätzliche
politisch relevante Daten und Einsichten generieren lassen. Dazu gehören die Kontrolle der Erreichung von Zielen und der Ver-
gleich mit Kosten und Leistungen öffentlicher oder privater Dritter (Benchmarking). Es sollte geprüft werden, inwieweit diese Daten
auch in der Haushaltsrechnung abgebildet werden können. 

Vergleiche (Benchmarking) mit anderen öffentlichen Verwaltungen sollten innerhalb eines Landes, aber auch darüber hinaus er-
folgen. Dies setzt ein Mindestmaß an Vergleichbarkeit der Leistungen/Produkte und des Rechnungswesens der Länderverwaltungen
voraus. Deshalb wird die Einigung der Finanzminister auf einen gemeinsamen Kontenrahmen begrüßt. Von den Landesregierungen
wird erwartet, dass sie ihre Arbeit an Mindeststandards für die Vergleichbarkeit der Haushaltsdaten der Länder und des Bundes fort-
führen und die Parlamente über die Ergebnisse informieren.

Positiv sind die vorhandenen Ansätze von länderübergreifenden Leistungsvergleichen (z. B. zwischen den Finanzverwaltungen
einzelner Länder). Die Parlamente sollten über die Ergebnisse von Leistungsvergleichen informiert werden. 

Die Vergleichbarkeit von Haushaltsdaten bei Anwendung von kameraler und kaufmännischer Buchführung sollte soweit wie mög-
lich gewährleistet werden. Im Hinblick auf Rechtssicherheit (z. B. Einhaltung von Kreditobergrenzen), Transparenz und Kontrol-
le sollte ein Mindestmaß an Vergleichbarkeit innerhalb eines Landes (und zwar horizontal – innerhalb des Landeshaushalts, als auch
temporal – mit früheren und zukünftigen Haushalten –) sowie der Länder (und ggf. dem Bund) untereinander angestrebt werden.

D. Auslagerungen und Budgetrecht

Entscheidungen über Auslagerungen von staatlichen Aufgaben und von Behörden auf verselbständigte Rechtsträger (insbesondere
Organisationsprivatisierung) sollten unter Beachtung des institutionellen Gesetzesvorbehalts mit Zustimmung des Parlaments er-
folgen. Es sollte darauf geachtet werden, dass zum einen die Regierung ihrer parlamentarischen Verantwortung gerecht werden kann
und dass zum anderen das Budget- und Kontrollrecht des Parlaments sowie das Prüfungsrecht des Rechnungshofs gewährleistet
bleibt.

Durch Auslagerungen von Aufgaben auf kaufmännisch geführte Organisationen, insbesondere auf Landesbetriebe, kann die Ver-
gleichbarkeit und damit die Kontrolle der Finanzdaten leiden. Dem kann unter anderem durch eine entsprechende, transparente
Einbeziehung der Wirtschaftspläne unter Einschluss der gesamten für die Erfüllung der staatlichen Aufgaben in Anspruch ge-
nommenen Finanzierungsvolumina in die Haushaltsdaten entgegengewirkt werden. 

Ausgelagerte Organisationseinheiten sollten ebenfalls durch Zielvorgaben sowie durch Instrumente der Leistungs- und Wirkungs-
kontrolle geführt werden.

Für öffentliche Organisationen in Privatrechtsform sollte ein gesetzlicher Rahmen für eine entsprechende Führung und Kontrolle
unter Einbeziehung von Parlament, Rechnungshof und Öffentlichkeit angestrebt werden.2)

E. Haushaltsreform und parlamentarisches Verfahren

Auch im Parlament selbst könnten Haushalts- und Fachpolitik noch stärker miteinander verzahnt werden. Hilfreich dafür sind unter
anderem regelmäßige Berichte der Exekutive über den Stand des Haushaltsvollzugs, insbesondere über den Mittelabfluss und die
flexibilisierten Teile des Haushalts. Diese Berichte erleichtern ein politisches Controlling insbesondere im Hinblick auf Zielab-
weichungen, wenn sie politische Ziele mit Haushaltsdaten nachvollziehbar miteinander verbinden.

F. Ausblick: Aufgabenkritik, Zielorientierung und politisches Controlling

Haushaltsreformen sind allein nicht geeignet, die gegenwärtigen Finanzprobleme zu lösen. Sie tragen aber zu einer rationalen Grund-
lage für die erforderliche politische Aufgaben- und Ausgabenkritik und die Setzung politischer Schwerpunkte bei.

Aus Sicht der Parlamente sollten die Haushaltsreformen mit dem Ziel weitergeführt werden, Wirtschaftlichkeit, Effizienz und Effek-
tivität, Transparenz, Ziel-, Leistungs- und Wirkungsorientierung sowie die Bürgernähe der Verwaltung zu erhöhen. Die Wahrung
des parlamentarischen Budgetrechts und der Kontrollrechte der Rechnungshöfe ist dabei auch weiterhin Voraussetzung für den Er-
folg der Reformen.
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2) Vorschlag im Hinblick auf eine mögliche neue Landesgesetzgebungskompetenz für ein „öffentliches Gesellschaftsrecht“.
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Indem die Reformen dazu beitragen, nicht nur die verbrauchten Mittel, sondern auch die Kosten, Qualität, Quantität und Wir-
kungen von Verwaltungsleistungen sowie Ressourcenverbräuche und Zukunftsbelastungen stärker als bisher offenzulegen, ver-
bessern sie die Möglichkeiten des politischen Controllings und ermöglichen Leistungs- und Kostenvergleiche. 

Zusammen mit einer stärkeren und transparenten Zielorientierung bieten die Reformen für die Parlamente somit die Chance, ihren
Gestaltungs- und Kontrollauftrag intensiver als bisher wahrzunehmen. 

Die Orientierung an Zielen und Leistungen sowie die Flexibilisierung der Haushaltswirtschaft erhöhen das Bedürfnis nach verläss-
lichen Budgetdaten über längere Zeiträume. Dem steht das Prinzip der Jährlichkeit des Haushalts ebenso gegenüber wie die Not-
wendigkeit, insbesondere bei Mindereinnahmen Einnahmen und Ausgaben des Staates im Gleichgewicht zu halten. Eine realis-
tischere Prognose und eine stärkere Verbindlichkeit der mittelfristigen Haushaltsplanung unter Einbeziehung der Parlamente kann
zu einer verlässlicheren Budgetplanung führen.

Es ist – im Rahmen des Haushaltsverfassungsrechts und des HGrG – Sache der Länder zu entscheiden, wie und welche Elemente
des kameralen und des kaufmännischen Rechnungswesens sie unter Berücksichtigung ihrer konkreten Verhältnisse einsetzen und
ggf. kombinieren. Angestrebt werden sollte eine möglichst weitgehende Transparenz und Vergleichbarkeit der Haushalts-, Leis-
tungs- und Produktinformationen innerhalb der Länder und länderübergreifend.
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Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente haben sich auf ihrer 
Konferenz am 17. und 18. Mai 2004 in Quedlinburg (Sachsen-Anhalt) mit dem Stand der 
Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung, der Erweiterung der Europäischen Union 
sowie der Verabschiedung eines Vertrages über eine Verfassung für Europa befasst und 
folgende Positionen beschlossen: 
 
 
 

I. 
Die bundesstaatliche Ordnung modernisieren 

Die Landesparlamente stärken 
 
Das föderative System des Grundgesetzes beruht auf der Eigenständigkeit der Länder. Damit 
trägt es der kulturellen Vielfalt Deutschlands Rechnung, schafft parlamentarisch-
demokratische Legitimation auf mehreren staatlichen Ebenen, vermittelt Bürgernähe und 
Akzeptanz. 
 
Mit der Globalisierung wesentlicher Lebensbereiche, dem Stand der technischen Entwicklung 
sowie den Veränderungen der wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und der Wertestruktur 
unserer Gesellschaft sind Herausforderungen verbunden, denen sich auch die Parlamente auf 
regionaler, nationalstaatlicher und europäischer Ebene stellen müssen. 
 
Die bundesstaatliche Ordnung bedarf der Modernisierung, um Deutschland auch in Zukunft 
in die Lage zu versetzen, seine Potentiale für Freiheit, Wohlstand und Innovation 
auszuschöpfen. 
 
Daher werden die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente weiterhin 
daran mitwirken, dass eine Reform der bundesstaatlichen Ordnung in Angriff genommen 
wird. Ihr vordringliches Ziel ist es, den deutschen Landesparlamenten die ihnen ursprünglich 
zugedachte Rolle im föderalen System wieder zukommen zu lassen und dadurch die Länder 
insgesamt zu stärken. 
 
Eine Reform der bundesstaatlichen Ordnung muss vor allem folgende Ziele verfolgen: 
 

– die Entscheidungsprozesse von Bund und Ländern müssen entflochten werden; 
dabei muss eine angemessene Finanzausstattung der Länder gewährleistet sein; 
 
– es muss für die Bürgerinnen und Bürger eine klar nachvollziehbare Zuordnung der 
politischen Verantwortlichkeiten geben; dabei gilt im Verhältnis zwischen Bund und 
Ländern das Prinzip der Subsidiarität; 
 
– es ist im politischen Wettbewerb gesamtstaatliche Solidarität zu wahren – auch und 
gerade angesichts regionaler und struktureller Unterschiede. 
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Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente setzen sich auf der 
Grundlage und in Fortentwicklung der Lübecker Erklärung vom 31. März 2003 für folgende 
Reformschritte ein: 

 
Durch die zunehmende Gesetzgebungstätigkeit des Bundes sind aufgrund der 
extensiven Nutzung seiner Kompetenz zur konkurrierenden und zur 
Rahmengesetzgebung sowie zur Ausgestaltung von Gemeinschaftsaufgaben die 
Gestaltungsmöglichkeiten der Länder empfindlich beschnitten worden. Es ist deshalb 
eine Neuordnung der Gesetzgebungskompetenzen erforderlich. 
 
Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente halten eine klare 
Trennung der Gesetzgebungskompetenzen zwischen den Ländern und dem Bund 
für absolut erforderlich. Zur Berücksichtigung regionaler Gegebenheiten sollten 
darüber hinaus den Ländern Zugriffsmöglichkeiten eingeräumt werden. Durch sie wird 
unter Wahrung der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in Deutschland den 
unterschiedlichen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Interessen der Länder 
Rechnung getragen. 
 
Die Präsidentinnen und Präsidenten machen sich die in die Kommission zur 
Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung eingebrachten Forderungen der 
Präsidenten der Landtage von Bayern, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
Holstein und Thüringen vom 26. April 2004 zur künftigen Verteilung der 
Gesetzgebungskompetenzen zwischen den Ländern und dem Bund zu eigen. 
 
Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente sehen sich im 
Einklang mit den Forderungen der Ministerpräsidentenkonferenz zu folgenden 
Kernbereichen der Eigenstaatlichkeit der Länder:  
 
Sie verweisen auf die Kulturhoheit als eine Domäne der Länder und treten für eine 
Konzentration der Kompetenzen auf diesem Gebiet in der Hand der Länder ein. 
Insbesondere sollte die Kompetenz für das gesamte Bildungswesen auf die Länder 
übertragen werden. Bundeskompetenzen in diesem Bereich sind soweit als möglich zu 
beschränken. 
 
Die Organisations- und Personalhoheit der Länder ist im Interesse erweiterter 
politischer Gestaltungsmöglichkeiten zu stärken. 
 
Durch den Neuzuschnitt von Gesetzgebungskompetenzen ist zu ermöglichen, dass 
regionale Lebenssachverhalte in Zuständigkeit und Verantwortung der Länder 
geregelt werden. Dies gilt insbesondere für das Wohnungswesen, Bereiche der 
öffentlichen Fürsorge, Teile der Arbeitsmarktpolitik, des Rechts der land- und 
forstwirtschaftlichen Erzeugung, des Umweltrechts und des Wirtschaftsrechts. sowie  
für das Notariatswesen, Versammlungsrecht, Zulassung zu ärztlichen und anderen 
Heilberufen und zum Heilgewerbe, Jagdwesen und Bodenverteilung. 
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Ebenso wie die Ministerpräsidenten erwarten sie, dass im Falle des Überganges von 
Kompetenzen vom Bund auf die Länder auch die finanziellen Mittel zur 
Wahrnehmung der Aufgaben übertragen werden. 
 
Darüber hinaus fordern sie, dass die Landesparlamente zu beteiligen sind, soweit 
dem Bund durch Änderung des Grundgesetzes Gegenstände der ausschließlichen 
Gesetzgebung übertragen werden sollen. Diese Beteiligung kann entweder durch das 
Erfordernis einer Zustimmung der Mehrheit der Landesparlamente zu entsprechenden 
Gesetzesbeschlüssen des Bundes (Einfügung eines Absatzes 2a in Artikel 79 GG) oder 
durch die Berücksichtigung von Beschlüssen der Landesparlamente durch die 
Landesregierungen bei ihrer Entscheidung über das Abstimmungsverhalten im 
Bundesrat (Änderung von Artikel 51 GG) erfolgen. Entsprechendes gilt für die 
Übertragung von Hoheitsrechten der Länder auf die Europäische Union. 
 
Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente teilen die 
Auffassung der Ministerpräsidenten, dass sich der Bund aus der Regelung der 
Behördenorganisation zurückziehen muss und den Ländern bei der Regelung des 
Verwaltungsverfahrens Zugriffsrechte gewähren sollte. Im Gegenzug könnten die 
Länder in beachtlichem Umfang auf Zustimmungsrechte im Bundesrat verzichten. 
 
Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente sind der 
Überzeugung, dass sich das durch Artikel 23 GG bestimmte Verfahren des 
Zusammenwirkens des Bundes und der Länder im Rahmen der EU-Rechtsetzung 
grundsätzlich bewährt hat und – jedenfalls zurzeit – keiner Änderung bedarf. 
 
Sie begrüßen die in Nummer 5 des dem Entwurf eines Vertrages über eine Verfassung 
für Europa (VVE) beigefügten „Protokolls über die Anwendung der Grundsätze der 
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit“ enthaltene Ermächtigung an die 
nationalstaatlichen Parlamente, die regionalen Parlamente mit 
Gesetzgebungszuständigkeiten an der Subsidiaritätskontrolle zu beteiligen. Dies 
dient gleichermaßen der Wahrnehmung von Landesinteressen durch die 
Landesparlamente wie auch der regionalen Erweiterung der Legitimationsbasis von 
Rechtsakten der Europäischen Union. 
 
Sie treten mit Nachdruck dafür ein, dass die Landesparlamente vor dem Erlass eines 
Rechtsaktes durch die Europäische Union an der Subsidiaritätskontrolle durch den 
Bundesrat beteiligt werden, wenn der Verfassungsraum der Länder insgesamt oder 
einzelne ausschließliche Gesetzgebungskompetenzen der Länder durch den 
Gesetzgebungsakt berührt sind. 
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II. 
Eine Verfassung für Europa 

 
Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente begrüßen den von 
Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, die Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und 
Zypern am 1. Mai 2004 vollzogenen Beitritt zur Europäischen Union als ein Ereignis von 
historischer Tragweite, mit dem die Teilung Europas überwunden wird. Nach dem Fall des 
Eisernen Vorhangs in Europa haben sich die neuen Mitglieder entschlossen auf den Weg in 
die Europäische Union gemacht und dabei – ähnlich den Ländern Ostdeutschlands – eine 
Beispiel gebende politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Reformkraft unter Beweis 
gestellt. 
 
Die Vereinigung Europas ist ein Zukunftsbündnis für ein Europa des Friedens, der 
Demokratie, der individuellen Freiheit, der prinzipiell gleichen Lebenschancen, des Rechts, 
der Stabilität und der gemeinsamen Sicherheit, die nicht zuletzt aus lebendigen Traditionen 
und gemeinsamem Erbe, aus gemeinsamen Werten und unserer Einheit in Vielfalt erwächst. 
 
Angesichts einer auf 25 Mitgliedsstaaten erweiterten Europäischen Union kommt einem 
unverzüglichen Abschluss des Vertrages über eine Verfassung für Europa  und der mit ihm 
angestrebten Vertiefung der europäischen Integration besondere Bedeutung zu. Die  
Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente erkennen an, dass in dem 
Verfassungsentwurf jedenfalls 
 

– die Verteilung der Kompetenzen eindeutiger geregelt ist, 
 
– die bei der Zuordnung der Kompetenzen maßgeblichen Grundsätze der begrenzten 
Einzelermächtigung sowie der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit als 
Grundprinzipien gelten, 
 
– dem Ausschuss der Regionen ein Klagerecht vor dem Europäischen Gerichtshof zur 
Wahrung des Subsidiaritätsprinzips eingeräumt werden wird und 
 
– das Prinzip der qualifizierten Mehrheit eingeführt wird. 

 
 
Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente bedauern jedoch, dass 
der Konventsentwurf auch Vorschläge enthält, die eine weitere Schwächung der Länder und 
ihrer Landesparlamente zur Folge haben werden. So ist anstelle einer Rückverlagerung von 
Zuständigkeiten auf die Mitgliedstaaten eine weitere Übertragung von Kompetenzen auf die 
Ebene der Europäischen Union vorgesehen. 
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Darüber hinaus bedürfen aus Sicht der Präsidentinnen und Präsidenten vor allem folgende 
Punkte des Konvententwurfs einer kritischen Überprüfung: 
 

– die Kompetenz der Europäischen Union für die Daseinsvorsorge (Artikel III-6 
VVE); 
 
– die fehlende Präzisierung der Binnenmarktklausel (Artikel III-62 VVE); 
 
– die Koordinierungskompetenzen in der Wirtschaftspolitik mit ihren unklaren 
Regelungen und ihrem generalklauselartigen Charakter (Artikel I-14 Abs. 1 VVE); 
 
– die Aufnahme des Hauptbereichs „wirtschaftlicher, sozialer und territorialer 
Zusammenhalt“ unter die Bereiche mit geteilter Zuständigkeit (Artikel I-13 Abs. 2 
VVE) und damit die Ausweitung der bisherigen Förderkompetenz der Europäischen 
Union; 
 
– die Erstreckung von Unterstützungs-, Koordinierungs- und Ergänzungsmaßnahmen 
auf die bislang den Ländern vorbehaltenen Bereiche allgemeine und berufliche 
Bildung, Kultur, Jugend, Sport und Zivilschutz (Artikel I-16 Abs. 2 VVE); 
 
– das Fehlen des eigenständigen Klagerechts der Länder und Regionen beim 
Europäischen Gerichtshof wegen Verstößen gegen das Subsidiaritätsprinzip; 
 
– die vorgesehene Flexibilitätsklausel (Artikel I-17 Abs. 1 VVE); 
 
– die „offene Methode der Koordinierung“ in den Bereichen Soziales, Forschung und 
technologische Entwicklung, Gesundheitspolitik und Industrie. 

 
 
Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente halten außerdem an 
ihrer Forderung fest, dass sich die Europäische Union in der Präambel des 
Verfassungsvertrages nicht nur auf die kulturellen, religiösen und spirituellen Wurzeln 
Europas und die Werte des Humanismus und der Aufklärung beziehen soll, sondern darüber 
hinaus explizit auch die Verantwortung des Menschen vor Gott ansprechen soll. 



Anlage 3 

Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten 
der deutschen Landesparlamente 

am 17. und 18. Mai 2004 
in Quedlinburg (Sachsen-Anhalt) 

 
 
 
 
Beschluss zur innerstaatlichen Beteiligung der Landesparlamente am Frühwarnsystem zur 
Kontrolle des Subsidiaritätsprinzips durch entsprechende Änderung von Artikel 23 GG 
 
 
 
 
Im Interesse einer innerstaatlichen Beteiligung der Landesparlamente am Frühwarnsystem zur 
Kontrolle des Subsidiaritätsprinzips schlägt die Konferenz vor: 
 
 
• Regelung der Einzelheiten der Beteiligung der Landesparlamente in Artikel 23 GG und/oder 
in einem Verfahrensgesetz mit folgenden Eckpunkten: 
 
 – Verpflichtung des Bundesrats zur frühestmöglichen Zuleitung von EU-Gesetzge- 
  bungsvorschlägen an die Landesparlamente, soweit sie Gesetzgebungskompe- 
  tenzen der Länder berühren; 
 
 – Bestimmung einer Frist, innerhalb derer ein Landesparlament seine Einwendun- 
  gen dem Bundesrat mitteilen muss; 
 
 – Verpflichtung des Bundesrats, die Einwendungen der Landesparlamente maß- 
  geblich zu berücksichtigen, wenn sich mindestens vier Landesparlamente 
  ablehnend geäußert haben. 
 
• Verpflichtung des Bundesrates zur Klage vor dem Europäischen Gerichtshof (EuGH)  
 auf Verlangen von mindestens vier Landesparlamenten. 
 
 
 



Anlage 2 
 

 
 
 

Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten 
der deutschen Landesparlamente 

am 17. und 18. Mai 2004 
in Quedlinburg (Sachsen-Anhalt) 

 
 
 
 

Neuordnung der Gesetzgebungskompetenzen zwischen Bund und Ländern 
 
 
Entschließung zu den Positionen der Präsidenten der Landtage in der Kommission von 
Bundestag und Bundesrat zur Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung 
 
 
 
 
Die Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente begrüßt 
die Einbringung des Beschlusses der (erweiterten) Verhand lungskommission des 
Föderalismuskonvents der deutschen Landesparlamente vom 17. März 2004 zur Neuordnung 
der Gesetzgebungskompetenzen zwischen Bund und Ländern durch die Präsidenten Arens, 
Glück, Grimm, Lieberknecht und Spotka in die Bundesstaatskommission. 
 
Die Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente strebt 
weiterhin die Erarbeitung möglichst einheitlicher Positionen aller Vertreter der Landtage in 
der Bundesstaatskommission - auch über die bereits eingebrachten Forderungen zur 
Neuordnung der Gesetzgebungskompetenzen hinaus - an.  
 
Die Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente hält es im 
Sinne der Stärkung der Landespositionen für zweckdienlich, wenn zwischen Vertretern der 
Landtagspräsidentenkonferenz und der Ministerpräsidentenkonferenz die Inhalte und 
Vorgehensweise koordiniert werden. 
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Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten 
der deutschen Landesparlamente 

am 17. und 18. Mai 2004 
in Quedlinburg (Sachsen-Anhalt) 

 
 
 
 
Beschluss zur Kompetenzabgrenzung zwischen der Europäischen Union und den 
Mitgliedstaaten nach dem Entwurf eines Vertrages über eine Verfassung für Europa und 
deren Rückwirkungen auf die deutschen Länder 
 
 
 
 
1. Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente bedauern, dass sich der 

Europäische Rat am 12./13. Dezember 2003 nicht auf eine Verfassung für die Europäische 
Union einigen konnte. Sie begrüßen die Bemühungen des irischen Vorsitzes, die 
Verhandlungen wieder aufzunehmen, um der erweiterten Union baldmöglichst eine 
Verfassung zu geben. Die Präsidentinnen und Präsidenten sind der Auffassung, dass eine 
Einigung auf der Grundlage des Konvententwurfs des Vertrags über eine Verfassung für 
Europa erfolgen muss. 

 
 Die Präsidentinnen und Präsidenten erinnern in diesem Zusammenhang an ihre am 11. Juni 

2003 in Kiel beschlossene Erklärung, in der sie die im Konvent erzielten Fortschritte für eine 
bessere Kompetenzordnung gewürdigt haben. Dies gilt insbesondere für die Einführung von 
Kompetenzkategorien, mit denen die Kompetenzen der Europäischen Union transparenter und 
klarer definiert werden, sowie die Einführung eines sog. Frühwarnsystems, um die Einhaltung 
des Subsidiaritätsprinzips sicherzustellen. 

 
2. Die Präsidentinnen und Präsidenten sehen jedoch mit Sorge, dass der Konventsentwurf auch 

Vorschläge enthält, die eine weitere Schwächung der Länder und ihrer Landtage zur Folge 
hätten. 

 
 So ist anstelle einer Rückverlagerung von Zuständigkeiten auf die Mitgliedstaaten eine weitere 

Übertragung von Kompetenzen auf die Ebene der Europäischen Union vorgesehen. Dies 
widerspricht dem von den Präsidentinnen und Präsidenten geforderten Ziel einer 
Konzentration der Union auf ihre Kernaufgaben. 
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 Die Präsidentinnen und Präsidenten bekräftigen deshalb ihre Forderungen aus der „Lübecker 
Erklärung“ vom 31. März 2003, soweit sie bislang nicht in den Entwurf des Vertrags über eine 
Verfassung für Europa eingeflossen sind. 

 
3. Darüber hinaus bedürfen aus Sicht der Präsidentinnen und Präsidenten vor allem folgende 

Punkte des Konvententwurfs einer kritischen Überprüfung: 
 

- die Kompetenz der Europäischen Union für die Daseinsvorsorge (Artikel III-6 VVE); 
- die fehlende Präzisierung der Binnenmarktklausel (Artikel III-62 VVE); 
- die Koordinierungskompetenzen in der Wirtschaftspolitik mit ihren unklaren Regelungen 

und ihrem generalklauselartigen Charakter (Artikel I-14 Abs. 1 VVE); 
- die Aufnahme des Hauptbereichs „wirtschaftlicher, sozialer und territorialer 

Zusammenhalt“ unter die Bereiche mit geteilter Zuständigkeit (Artikel I-13 Abs. 2 VVE) 
und damit die Ausweitung der bisherigen Förderkompetenz der Europäischen Union; 

- die Erstreckung von Unterstützungs-, Koordinierungs- und Ergänzungsmaßnahmen auf die 
bislang den Ländern vorbehaltenen Bereiche allgemeine und berufliche Bildung, Kultur, 
Jugend, Sport und Zivilschutz (Artikel I-16 Abs. 2 VVE); 

- das Fehlen des eigenständigen Klagerechts der Länder und Regionen beim Europäischen 
Gerichtshof wegen Verstößen gegen das Subsidiaritätsprinzip; 

- die vorgesehene Flexibilitätsklausel (Artikel I-17 Abs. 1 VVE); 
- die „offene Methode der Koordinierung“ in den Bereichen Soziales, Forschung und 

technologische Entwicklung, Gesundheitspolitik und Industrie; 
 

Die Präsidentinnen und Präsidenten wiederholen ihre bereits auf der 
Landtagspräsidentenkonferenz am 11. Juni 2003 in Kiel erhobene Forderung, dass in den 
Verfassungsvertrag folgender Gottesbezug aufgenommen wird: 
 

„Im Bewusstsein der menschlichen Verantwortung vor Gott und ebenso im Bewusstsein 
anderer Quellen menschlicher Verantwortung sind die Völker Europas entschlossen, eine 
friedliche Zukunft zu gestalten. Eingedenk ihres geistigen, religiösen und sittlichen Erbes 
gründet sich die Union auf die unteilbaren und universellen Werte der Würde des 
Menschen, der Freiheit, der Gleichheit und der Solidarität.“ 

 
 
Die Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente bittet ihren 
Vorsitzenden, diesen Beschluss dem Präsidenten des Bundesrates zu übermitteln. 
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Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten 
der deutschen Landesparlamente 

am 17. und 18. Mai 2004 
in Quedlinburg (Sachsen-Anhalt) 

 
 
 
 
Beschluss zur Stärkung der Organisationshoheit der Länder und zur Reduzierung der Zu-
stimmungsbedürftigkeit von Bundesgesetzen 
 
 
 
 
Zur Stärkung der Organisationshoheit der Länder und zur Reduzierung der Zustimmungsbedürf-
tigkeit von Bundesgesetzen empfiehlt die Landtagspräsidentenkonferenz zu den Artikeln 84 und 
85 GG folgende Änderung: 
 
 
1. Bei der Ausführung von Bundesgesetzen durch die Länder nach den Artikeln 84 und 85 GG 

liegt die Einrichtung der Behörden in der ausschließlichen Zuständigkeit der Länder. 
 
 
2. Bei der Ausführung von Bundesgesetzen durch die Länder nach den Artikel 84 und 85 GG 

liegt die Befugnis zur Regelung des Verwaltungsverfahrens bei den Ländern, soweit nicht 
Bundesgesetze etwas anderes bestimmen; die Länder können bundesrechtliche Regelungen er-
setzen oder ergänzen. 
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Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten 
der deutschen Landesparlamente 

am 17. und 18. Mai 2004 
in Quedlinburg (Sachsen-Anhalt) 

 
 
 
 

zu den Wahlen zum Europäischen Parlament 
am 13. Juni 2004 

 
 
 
 
Die Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente geben aus Anlass der 
bevorstehenden Wahlen zum Europäischen Parlament am 13. Juni 2004 folgende Erklärung ab: 
 
 

Das Europäische Parlament muss sich auf einen überzeugenden Wählerauftrag stützen 
können, damit es seine wichtige Rolle innerhalb der europäischen Institutionen wahrnehmen 
kann. Es gilt daher, die Wähler für die am 13. Juni 2004 bevorstehenden Wahlen zum 
Europäischen Parlament zu mobilisieren. Deshalb laden die Präsidentinnen und Präsidenten 
der deutschen Landesparlamente alle Bürgerinnen und Bürger zur aktiven Gestaltung des 
vereinten Europas ein und fordern sie auf, sich an der Europawahl zu beteiligen, um der 
neuen Union eine breite demokratische Legitimation zu verschaffen. Dies soll gleichzeitig 
ein machtvolles politisches Signal für den gemeinsamen Aufbruch der Völker Europas sein. 

  
  

Europäische Entscheidungen beeinflussen mehr und mehr nationales Handeln und betreffen 
immer stärker alle Lebensbereiche der Bürgerinnen und Bürger in der Europäischen Union. 
Durch den am 1. Mai 2004 vollzogenen Beitritt von Estland, Lettland, Litauen, Malta, 
Polen, der Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern zur Europäischen Union, 
und die bevorstehende Einigung über den Vertrag über eine Verfassung für Europa hat die 
europäische Integration eine neue Dimension erreicht. Die Einigung Europas ist zur 
Erhaltung eines dauerhaften Friedens in Europa unverzichtbar. Es gibt zum europäischen 
Integrationsprozess keine friedliche Alternative. 

  
  

Diese Entwicklungen verlangen, dass die Politik der Europäischen Union von einer breiten 
demokratischen Legitimation getragen wird. 
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